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Verbundfragen 

Genossenschaftsverband: 
Auf Augenhöhe

Mit der nun beschlossenen Fusion der  
Genossenschaftsverbände Frankfurt und 
Norddeutschland wird der neue „Genos-
senschaftsverband e.V.” zum größten Re-
gionalverband in Deutschland. Er ver tritt 
rund 1 900 Genossenschaften (345 Volks- 
und Raiffeisenbanken und 1 500 landwirt-
schaftliche und gewerbliche Genossen-
schaften) in 13 Bundesländern mit mehr 
als vier Millionen Mit gliedern und 88 000 
Arbeitsplätzen. Die Namenswahl des neu-
en Verbands mit dem Verzicht auf jeglichen 
regionalen Hinweis spricht für das sich aus 
solchen Größenordnungen ergebende 
Selbstbewusstsein. Er drückt aber zugleich 
die Offenheit für weitere Konzentrationsbe-
mühungen im genossenschaftlichen Ver-
bandswesen aus.

Auswirkungen auf die genos-
senschaftlichen Spitzenverbände 
soll dies jedoch nicht haben. 
Der Genossenschaftsverband 
e.V. versteht sich trotz seiner 
Größe nicht als Konkurrenz für 
den BVR, sondern will sich um 
die Bedürfnisse des einzelnen 
Mitglieds kümmern, während 
Gruppenstrategien dem BVR 
überlassen bleiben. 

Eine der wichtigsten Aufgaben 
sieht der bis Ende 2009 am-
tierende Vorstandsvorsitzende 
Walter Weinkauf darin, einen 
Beitrag zur Aufrechterhaltung der 
dezentralen Struktur zu leisten. 
Das soll zum einen durch sin-
kende Verbandsbeiträge ermög-
licht werden, die den Genossen-
schaftsbanken nicht zuletzt im 
Hinblick auf die steigenden  

Beiträge zur Sicherungseinrichtung will-
kommen sein dürften. Überdies sei der  
Genossenschaftsverband e.V. mit 150 Steu-
erberatern, Rechtsanwälten und Wirtschafts-
prüfern auf dem Wirtschaftsprüfer-Markt in 
Deutschland gut positioniert und zieht in  
die Top 10 der Prüfungsgesellschaften ein. 
Wenn die Organisation künftig weniger  
Aufträge an verbundfremde Prüfungs- und 
Beratungsgesellschaften vergebe, könnten 
Millionenbeträge gespart werden.

Nicht zuletzt gilt es, der zunehmenden Po-
larisierung von Orts- und Regionalbanken 
im Verbund und ihrem unterschiedlichen 
Nachfrageverhalten gerecht zu werden, um 
durch differenziertere Angebote die Leis-
tungsfähigkeit der Ortsbanken für alle Be-
triebsgrößen zu ergänzen. Die basisdemo-
kratische Grundstruktur soll den Mitgliedern 
die unmittelbare Einwirkung auf den Ver-
band ermöglichen. 

Auch dabei werden vermutlich immer wie-
der strategische Fragen auftauchen und 
die Abgrenzung gegenüber den Aufgaben 
mitunter ein bisschen verschwimmen las-
sen. Von Schaden sein muss das aber 
nicht. Eine gegenseitige Befruchtung zwei-
er auf Augenhöhe agierender Verbände, die 
unterschiedliche Sichtweisen in die Dis-
kussion einbringen mag sich in manchen 
Fragen als durchaus nützlich erweisen. 
Verbundinterne Reibungsverluste vermei-
den kann aber auch diese neue Struktur 
sicher nicht.  Red. 

Immobilienfonds

Ohne Emittentenrisiko!
Für Besitzer offener Immobilienfonds ist es 
ein Déjà vu: Wieder einmal wird bei eini-
gen Fonds die Anteilrücknahme aus-
gesetzt. Der Grund ist diesmal freilich ein 
anderer als 2006. Die Aussetzungen er-
folgen nicht aufgrund einer Krise des Pro-
dukts an sich, sondern sind Folge der 
gegenwärtigen Finanzkrise. Nur weil insti-
tutionelle Anleger und Vermögensverwalter 
in größerem Ausmaß Mittel abziehen, um 
sich Liquidität zu beschaffen, stoßen die 
Fonds an ihre Grenzen. Offene Immobi-
lienfonds, in denen in erster Linie Privat-
anleger investieren, sind davon kaum 
betroffen. 

So weit so gut – oder eben auch nicht. 
Denn verunsicherte Anleger (und die Ver-
unsicherung sitzt in diesen Zeiten tief) 
lassen sich von solchen Erklärungen nicht 
so leicht beeinflussen. Sie neigen zur Flucht 
aus vermeintlich gefährdeten Anlagen. Und 
im Neugeschäft dürften es Immobilienfonds 
wieder einmal schwer haben. 

Der BVI sucht die Panik zu besänftigen, 
indem er in einer Pressemitteilung auf die 
Wertstabilität von Immobilienfonds mit nur 

Verbandsgebiet
Das Verbandsgebiet des  
Genossenschaftsverbands e. V.
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geringen Renditeschwankungen hinweist. 
Für besorgte Kunden dürfte in diesen Zeiten 
(wenngleich für Lehmann-Kunden jetzt der 
Entschädigungsfall festgestellt wurde) aber 
vielleicht das zweite der genannten Argu-
mente noch wichtiger sein: Es besteht kein 
Emittentenrisiko.  Red.

Bankenkrise

Allzu menschlich
Wer lange Zeit für wenig renditeorientiertes 
Handeln und vermeintliche Behäbigkeit 
belächelt und zuweilen auch gescholten 
wurde, der mag sich gerade in Zeiten wie 
diesen gerne ein wenig ins Fäustchen  
lachen, weil das Pendel der öffentlichen 
Meinung derzeit deutlich in Richtung der 
Werte Verlässlichkeit und Sicherheit aus-
schlägt. Das ist menschlich. 

Insofern ist es selbstverständlich für öffent-
lich-rechtliche wie auch für genossen-
schaftliche Institute erfreulich, wenn sie 
innerhalb weniger Wochen Einlagenzuflüs-
se verzeichnen, die teilweise den Zuwachs 
des gesamten vergangenen Jahres über-
schreiten. Denn obwohl die Sicherheit der 
Einlagen bei deutschen Instituten aller drei 
Säulen absolut gegeben ist, ist doch die 
„gefühlte Sicherheit” offensichtlich bei den 
Primärbanken der beiden Finanzverbünde 
für die Verbraucher noch ein wenig hö-
her.

Zum Beispiel im Saarland: Die Kundenein-
lagen der neun saarländischen Sparkas-
sen erhöhten sich zwischen dem 30. Sep-
tember 2007 und dem 30. September 
2008 moderat um 25,8 Millionen Euro 
oder 0,2 Prozent auf 10853,5 Millionen 
Euro. Allein während der ersten drei Okto-
berwochen flossen der größten dieser neun 
öffentlich-rechtlichen Institute, der Sparkas-
se Saarbrücken, jedoch etwa 50 Millionen 
Euro an neuen Kundengeldern zu.

Doch allzu ausgeprägtes Klopfen der ei-
genen Schulter ist in diesem Zusammen-
hang nicht angebracht. Denn die Erfahrung 
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zeigt, dass Menschen – nicht immer zu 
ihrem eigenen Nachteil – erschreckende 
Erfahrungen und Krisenzeiten schnell ver-
gessen, sobald sich die Stürme wieder 
gelegt haben. Sie kehren dann zu alten 
Verhaltensweisen zurück, die zwischen-
zeitlich abgelegt waren. Es darf durchaus 
vermutet werden, dass diese Erkenntnis 
auch für die Finanzkrise gilt. 

Und deshalb ist es sehr wahrscheinlich, 
dass private Anleger mittelfristig nach dem 
Abflauen der Turbulenzen der Rendite ihrer 
Geldanlage wieder mindestens dieselbe 
Bedeutung beimessen wie ihrer (gefühlten) 
Sicherheit. Die Primärinstitute der Verbün-
de werden daher nicht alle Einlagen, die 
sie derzeit einsammeln, auch langfristig 
im eigenen Haus halten können. Sie wären 
also gut beraten, gerade jetzt an der Qua-
lität ihrer Dienstleistungen, aber auch an 
Kostenstrukturen zu arbeiten.  Red.

Öffentlichkeitsarbeit 

Commerzbank berät 
sich mit Kunden 

Im Hinblick auf die Kundenreaktionen sind 
Zusammenschlüsse von Banken immer 
heikel: Kunden verlieren ihren gewohnten 
Ansprechpartner, bei Filialschließungen 
vielleicht sogar die bisherige Anlaufstelle 
oder Produkte werden künftig in einer an-
deren Form oder zu anderen Konditionen 
angeboten, die dem einen oder anderen 
wenig zusagen. Beim Zusammenschluss 
zweier Großbanken potenzieren sich der-
artige Reibungsverluste noch einmal. Und 
wenn die Übernahme dann noch im sen-
siblen Umfeld eines ohnehin erschütterten 
Kundenvertrauens stattfindet, macht dies 

die Sache nicht ein-
facher.

Um die Schwundquote 
bei der Integration der 
Dresdner Bank so ge-
ring wie möglich zu 
halten, richtet die Com-
merzbank deshalb den 

ersten „Kundenbeirat” einer Bank ein. Hier 
sollen je 20 Kunden des gelben und des 
grünen Hauses zweimal im Jahr zusam-
menkommen, um den Zusammenschluss 
beider Institute mitzugestalten, um Verbes-
serungsvorschläge zu Angebot und Service 
einzubringen und ihre Meinung zu ge-
planten Innovationen und Produkt neuheiten 
zu äußern. Aus den bis Ende November 
eingegangenen Bewerbungen sollen die 
Mitglieder des Kundenbeirats so ausge-
wählt werden, dass sie einen repräsenta-
tiven Querschnitt der Kundschaft darstel-
len. Die erste Sitzung ist für 2009 geplant. 
Die Mitgliedschaft im Beirat ist auf drei 
Jahre befristet.

Bekannt ist Derartiges vor allem von der 
Deutschen Bahn – wenn auch aus der 
Arbeit des Fahrgastbeirats kaum je etwas 
an die Öffentlichkeit dringt. Was der Beirat 
wirklich bringt, ist für die Kundschaft somit 
schwer nachvollziehbar. Für das Unterneh-

 Börsen-Zeitung, 5.11.2008
bl Paris – Die angeschlagene franzö-
sische Investmentbank Natixis will
ihr Versicherungsgeschäft verkau-
fen. Das berichtet die Zeitung „Les
Echos“. Das börsennotierte Institut,
das zu jeweils 35,3 % von den Spar-
kassen (Caisses d’Epargne) und
Volksbanken (Banques Populaires)
kontrolliert wird, habe im Hinblick
auf den geplanten Verkauf Kontakt
zu mehreren Versicherungen, darun-
ter Axa, Generali, Allianz und
Groupama, aufgenommen. Natixis
schwebe ein Verkaufspreis von 800
Mill. bis etwa 1 Mrd. Euro vor, heißt
es in dem Bericht.

Natixis ist durch die Subprime-
Krise erheblich geschwächt worden
und soll nun Abschied von der frühe-
ren Ambition nehmen, zu einem glo-
balen Akteur zu werden. Die Invest-
mentbank will sich deshalb von eini-
gen Aktivitäten trennen.

Das Versicherungsgeschäft von
Natixis ist relativ klein. Es repräsen-
tiert etwa ein Viertel der Einnahmen
des Geschäftsfeldes Finanzdienstleis-
tungen. Die Einnahmen im ersten
Halbjahr beliefen sich auf 200 Mill.
Euro, die Einlagen in der Lebensver-
sicherung lagen im gleichen Zeit-
raum bei 31,7 Mrd. Euro. Die bisher
vorliegenden Angebote liegen dem
Vernehmen nach weit unter dem ge-
forderten Preis.

Die Unternehmensbewertung ist
allerdings schwierig. Der Kaufpreis
hängt stark davon ab, ob die Versi-
cherungsprodukte weiter über die
Volksbanken verkauft werden kön-
nen. Im Zuge des geplanten Zusam-
menschlusses von Sparkassen und
Volksbanken ist es nicht ausgeschlos-
sen, dass die Verbindungen zu Letz-
teren gelöst werden. Die Sparkassen
sind traditionell mit dem Lebensver-
sicherer CNP verbunden, an dem sie
auch beteiligt sind. Es ist denkbar,
dass diese Verbindung auf die Volks-
banken ausgedehnt wird.

Die Caisse des Dépôts et Consigna-
tions (CDC), die mit 40 % an der
CNP beteiligt ist, soll sich einer Über-
nahme des Natixis-Versicherungsge-
schäfts durch die CNP widersetzt
haben. Mit dem Verkauf der Versi-
cherung ist dem Vernehmen nach
nun die Rothschild Bank beauftragt
worden. Der Natixis-Aktienkurs
legte am Dienstag fast 19 % auf 2,22
Euro zu. Innerhalb Jahresfrist ver-
loren die Titel fast drei Viertel ihres
Wertes.

 Börsen-Zeitung, 5.11.2008
nh London – Bei der Royal Bank of
Scotland (RBS) stellt sich die Er-
tragslage im Vorfeld der staatlich
gedeckten Rekapitalisierung über
20 Mrd. Pfund (25 Mrd. Euro) un-
übersichtlich dar. Mit Blick auf
weiteren hohen Abschreibungsbe-
darf verzichtete die Bank am
Dienstag auf eine Ergebnispro-
gnose. Analysten erwarten nun ei-
nen Verlust für 2008. Die Aktie
konnte ihr Niveau bei 65,25 Pence
halten.

Unter den britischen Großbanken
gilt die Royal Bank of Scotland als
das am härtesten von der Finanz-
krise getroffene Institut und steht
nun vor nachhaltigen Umwälzun-
gen. Erste Priorität hat eine Kapital-
auffüllung, die das Gros der von der
britischen Regierung zur Verfügung
gestellten Stützungsmilliarden bean-
spruchen dürfte. Für den 20. Novem-
ber ist eine Kapitalerhöhung über 15
Mrd. Pfund geplant, in deren Rah-
men neue Aktien zu 65,5 Pence aus-
gegeben werden sollen.

Staat als Mehrheitsaktionär

Zwar ist das Angebot für Altaktio-
näre und sonstige Investoren offen,
doch bedarf es einer Kurserholung
in den verbleibenden Wochen, um
eine signifikante Kapitalzuwendung
aus dem Privatsektor zu erzielen.
Andernfalls werden die neuen Titel
von der Regierung übernommen,
die gleichzeitig zusätzliche 5 Mrd.
Pfund gegen Vorzugsaktien einbrin-
gen wird. Je nachdem, wie hoch die
Beteiligung der Investoren tatsäch-
lich ausfällt, wird der britische Staat
bis zu 58 % an der RBS halten.

Das spektakuläre Scheitern von
Chief Executive Fred Goodwin, der
Ende November vom Chef der Immo-
bilienfirma British Land, Stephen
Hester, abgelöst wird, manifestiert
sich abgesehen von der riesigen Kapi-
tallücke auch in den immer unsiche-
rer werdenden Ertragsprognosen.
Während Goodwin bei Vorstellung
der Halbjahreszahlen im August ver-
sicherte, dass die RBS trotz Abschrei-
bungslasten über 5,9 Mrd. Pfund für
das Geschäftsjahr einen Gewinn aus-
weisen würde, gilt dies nun als un-
wahrscheinlich.

Zwar musste die Bank im dritten
Quartal nur 206 Mill. Pfund an zu-
sätzlichen Abschreibungen auf Kre-
ditmarktaktiva vornehmen, doch wä-
re die Belastung wesentlich höher
ausgefallen, hätte man nicht von der
Möglichkeit einer Umwidmung von
Aktiva vom Handelsbestand ins Ban-
kenbuch Gebrauch gemacht. Durch
diesen Schritt wurde das operative
Ergebnis um 1,2 Mrd. Pfund ge-
stärkt. Die Sparte Global Banking

und Markets verlor im dritten Quar-
tal 700 Mill. Pfund aus Marktverwer-
fungen und Gegenparteirisiken, da-
runter Lehman Brothers. Im Oktober
kamen weitere Verluste über 1 Mrd.
Pfund hinzu, bei denen der Zusam-
menbruch isländischer Banken im
Vordergrund stehen dürfte.

Im Zuge der Verschlechterung des
wirtschaftlichen Klimas stieg der An-
teil fauler Kredite im Portefeuille
von 1,47 auf 1,72 % an und veran-
lasste die Bank zur Prognose, dass
die Risikovorsorge im vierten Quar-
tal weiter zunehmen wird. Dabei ver-
zichtete die Bank aber auf eine Bezif-
ferung möglicher Ausfälle und da-
mit auch auf eine Prognose für das
Jahresergebnis.

Rechnet man die anstehende Kapi-
talauffüllung bereits ein, würde die
Royal Bank mit einer Kernkapital-
quote (Tier 1) von 11,6 % und dem
noch enger gefassten Pendant (Core
Tier 1) bei 7,9 % im internationalen
Vergleich überdurchschnittlich so-
lide ausgestattet sein. Allerdings
dürften die Abschreibungslasten die
Kennzahlen bis Jahresende weiter
drücken.

Dividenden ab 2010

Hester glaubt, die Bank so um-
strukturieren zu können, dass Aktio-
nären wieder vertretbare Renditen
geboten werden können. Mit einer
Wiederaufnahme regulärer Dividen-
denzahlungen ist aber erst ab 2010
zu rechnen. Voraussetzung dafür ist
eine Rückzahlung des an Vorzugsak-
tien gebundenen Kapitals an den
Staat. Dahinter steht ein mühsames
„Deleveraging“, mit dem die Bank
unter neuem Management versu-
chen will, sich sukzessive aus riskan-
teren und kapitalintensiven Geschäf-
ten zurückzuziehen und den Fokus
stärker auf Retail-Finanzdienste aus-
zurichten.

 Von Annette Becker, Düsseldorf

 Börsen-Zeitung, 5.11.2008
Die Eigentümer der WestLB stecken
in der Klemme. Sie haben der EU-
Kommission im Zusammenhang mit
dem Beihilfeverfahren verbindlich
zugesagt, bis zum Jahresende einen
Weg für einen mehrheitlichen Eigen-
tümerwechsel aufzuzeigen, also bis
dahin zumindest eine belastbare Ab-
sichtserklärung vorzulegen. Doch
acht Wochen vor dem Termin gibt es
nach Informationen der Börsen-Zei-
tung noch nicht einmal einen Ansatz-
punkt für eine Lösung.

Zwar sind die Gespräche über die
Zusammenführung des Kapital-
marktgeschäfts der WestLB mit der
DekaBank offiziell noch nicht zu den
Akten gelegt, doch ohne eine adä-
quate Lösung für den großen Rest
der WestLB (Verbund- und Mittel-
standsgeschäft) dürfte das Deka-Pro-
jekt gestorben sein. Spätestens seit
der Eskalation der Finanzkrise im
Gefolge der Lehman-Pleite finden
keine Konsolidierungsgespräche
mehr statt. Alle Landesbanken sind
mit sich selbst beschäftigt, für Auf-
fanglösungen gibt es keinen Spiel-
raum mehr.

Folglich soll in Nordrhein-Westfa-
len aus der Not eine Tugend ge-
macht werden. Dank des Finanz-
marktstabilisierungsgesetzes kön-
nen die WestLB-Eigner den Beihilfe-
streit mit Brüssel eskalieren lassen.
Denn wenn die Frist tatenlos ver-
streicht, wird die Kommission den so-
fortigen Abzug des Rettungsschirms
über 5 Mrd. Euro, den die Eigentü-
mer im Frühjahr aufgespannt hat-
ten, anordnen. Die WestLB muss
dann das auf eine Zweckgesellschaft
ausgelagerte Wertpapierportfolio
wieder in die eigenen Bücher neh-
men und bedürfte dringend der Re-
kapitalisierung. Der Weg zum Son-
derfonds Finanzmarktstabilisierung
(Soffin) ist damit vorgezeichnet.
Auch wenn sich die Bundesregie-
rung mit diesem Streich über den

Tisch gezogen fühlen dürfte, bliebe
dem Soffin wohl nichts anderes üb-
rig, als Hilfe zu gewähren, gilt die
WestLB doch als systemrelevant.

Im Gegenzug sind mit der Inan-
spruchnahme des staatlichen Ret-
tungsfonds Auflagen verbunden, mit
denen sich – so hofft zumindest ein
Teil der Eigentümer – die Konsolidie-
rung unter den sieben Landsbanken
erzwingen ließe. Dabei dürfte auch
eine Rolle spielen, dass die meisten
Landesbanken früher oder später un-
ter den staatlichen Rettungsschirm
schlüpfen werden – zumindest mit
Blick auf die Garantien für das Inter-
bankengeschäft. Zwar hatten einige
Landesbanken das Ansinnen von
DSGV-Präsident Heinrich Haasis für
ein gemeinsames Vorsprechen bei
dem Soffin vor wenigen Wochen
noch rüde von sich gewiesen, lang-
sam dürfte sich jedoch die Einsicht
durchsetzen, dass es ohne staatliche
Hilfe nicht geht.

Hoffnung ruht auf Weber

Bundesbankpräsident Axel Weber
gilt den Konsolidierungsbefürwor-
tern dabei als Hoffnungsträger, der

über den Soffin gezielt Strukturpoli-
tik in der öffentlich-rechtlichen Säu-
le der Kreditwirtschaft betreiben
könnte. Vorstellbar sei, dass der Sof-
fin die Inanspruchnahme von Garan-
tien von der Eigenkapitalausstat-
tung der Institute abhängig mache
und dabei auf einer Kernkapitalquo-
te von 8 bis 10 % bestehe, heißt es.

Wider den Struktur-Erhalt

Unter diesen Umständen müssten
weit mehr Landesbanken neben den
Garantien auch Eigenkapital anfor-
dern und entsprechende Auflagen
akzeptieren. Mit einer Art Fusions-
zwang würde zugleich verhindert,
dass die Rettungshilfen einen struk-
turerhaltenden Charakter anneh-
men, wie das bei Subventionen ge-
meinhin der Fall ist.

Problematisch aus Sicht der
WestLB bleibt allerdings, dass die
Beihilfethematik mit Brüssel nur um
ein halbes Jahr aufgeschoben ist. Ob
dieses Zeitfenster ausreicht, um un-
ter bundesbanklicher Aufsicht die
Konsolidierung anzuschieben, ist äu-
ßerst fraglich.

Keine Alternative

Doch Alternativen haben weder
die WestLB noch ihre Eigentümer.
Die von der Düsseldorfer Landesre-
gierung favorisierte Vertikalisie-
rung, bei der unter dem Dach der
WestLB einige große Sparkassen an-
gesiedelt werden, lässt sich gegen
den Widerstand der Sparkassen
nicht durchsetzen. Das Thema ist
nach heutigem Stand der Dinge end-
gültig vom Tisch.

Ein seriöser, privater Investor ist
unter den gegebenen Umständen
weit und breit nicht in Sicht. Somit
bleibt ohne Konsolidierung nur die
Stand-alone-Lösung. Die aber ist
mit hohem Risiko verbunden, zu-
mal es der WestLB unverändert an
einem tragfähigen Geschäftmodell
mangelt.

Royal Bank of Scotland
hält die Hand auf

Gigantische Rekapitalisierung – Neue Ertragslöcher

Natixis trennt sich
von Versicherungen

 Börsen-Zeitung, 5.11.2008
cr Brüssel – Die Osteuropa-Bank
wird 2008 erstmals seit zehn Jahren
einen Verlust ausweisen. Hinter-
grund sind milliardenschwere Ab-
schreibungen des Londoner Förder-
instituts. Der Präsident der Euro-
päischen Bank für Wiederaufbau
und Entwicklung (EBWE), Thomas
Mirow, sagte vor dem EU-Parla-
ment, die Bank müsse wegen der
Finanzkrise in diesem Jahr Abschrei-
bungen auf ihre Engagements in
privaten und staatlichen Firmen in
Höhe von etwa 2 Mrd. Euro verkraf-
ten. Dies werde dazu führen, „dass
die Bank erstmals seit 1998 keinen
operativen Gewinn ausweisen
wird“. Zur Börsen-Zeitung sagte
Mirow am Rande der Anhörung, der
Verlust dürfte sich „in einem nicht
sehr hohen dreistelligen Millionen-
bereich bewegen“.

Mirow stellte zudem heraus, der
Verlustausweis werde die Förderakti-
vitäten der Osteuropa-Bank in den
kommenden beiden Jahren nicht ne-
gativ beeinflussen. Die Bank verfüge
über eine ausreichende Kapitalsub-
stanz. Das Ausleihevolumen im lau-
fenden Jahr liegt Mirow zufolge auf
dem Niveau von 2007. Damals hatte
die EBWE Kredite über 5,6 Mrd.
Euro herausgelegt. Die Osteuropa-
Bank war 1991 ins Leben gerufen
worden, um den Demokratisie-

rungs- und Marktöffnungsprozess
der früheren sozialistischen Staaten
nach dem Fall der Mauer zu unter-
stützen. Mirow steht der Bank seit
Juli dieses Jahres vor.

EBWE-Aktionäre bleiben

Mirow erteilte ferner Überlegun-
gen, die EBWE mit der Europäischen
Investitionsbank (EIB) zu verschmel-
zen, indirekt eine Absage. Die nicht-
europäischen EBWE-Anteilseigner,
insbesondere die USA, Kanada und
Japan, wollten ihre Kapitalanteile be-
halten. Zu Überschneidungen mit
der EIB sagte der EBWE-Chef, beide
Banken hätten sich abgestimmt und
würden dort, wo es nötig ist, eng ko-
operieren.

Mirow stellte sich angesichts der
Finanzkrise hinter die Haltung der
EU-Regierungen, für ihre Kreditinsti-
tute milliardenschwere Rettungspa-
kete zu schnüren. Es müsse in den
Staaten, in denen die EBWE aktiv
sei, und von denen sich viele bereits
in einer Rezession befänden, sicher
gestellt werden, dass die europäi-
schen Banken liquide und solvent
blieben, „um ihre bisherige Rolle als
stabilisierender Faktor fortzufüh-
ren“. Hintergrund sei, dass die Ban-
ken in den Ländern Ost- und Zentral-
europas über große Tochterinstitute
verfügten, betonte Mirow.

 Börsen-Zeitung, 5.11.2008
cru Düsseldorf – Nordrhein-Westfa-
lens Regierungsfraktionen von CDU
und FDP haben am Dienstag das ge-
plante Sparkassengesetz in der zu-
vor entschärften Variante gebilligt.
Das sagten die zwei Fraktionsvorsit-
zenden in einer gemeinsamen Pres-
sekonferenz mit NRW-Finanzminis-
ter Helmut Linssen (CDU). Der Ver-
abschiedung des Gesetzes durch den
Landtag stehe damit nichts mehr im
Wege, hieß es. Abgelehnt wurde von
den Sparkassenverbänden im Vor-
feld ein Angebot der Politik, stille
Einlagen im Gesetz ausdrücklich vor-
zusehen. Damit sollte den Sparkas-
sen eine etwaige Nutzung des Ret-
tungsschirms der Bundesregierung
ohne Verzug ermöglicht werden.

 Börsen-Zeitung, 5.11.2008
ge Berlin – Die WestLB führt ihre
luxemburgische Tochter WestLB
International mit der 2005 übernom-
menen Weberbank Actiengesell-
schaft zusammen. Mit der zum
Jahresbeginn wirksam werdenden
Bündelung ihrer Private-Banking-
Aktivitäten stemmt sich die Düssel-
dorfer Landesbank auch gegen im-
mer wieder aufkeimende Gerüchte,
sie würde sich, um die EU-Kommis-
sion zufrieden zu stellen, von ihrer
Berliner Tochter trennen.

Vielmehr erhofft sich die WestLB
mit der Fusion zur Weberbank Luxem-
burg Vorteile für beide Banken, da
die Kunden künftig auf die Expertise
des jeweils anderen Hauses Zugriff
hätten. Damit sei die Absicht verbun-
den, die Zusammenarbeit mit den
Sparkassen zu intensivieren und den
Marktanteil der S-Finanzgruppe im
Private Banking „nachhaltig zu stei-
gern“, erklärte Weberbank-Chef
Andreas Goßmann. Bisher ist die
Weberbank nur in Berlin, Düssel-
dorf, Bielefeld und Essen vertreten.

WestLB-Eigner spielen auf Zeit
Keine Lösung bis zum Jahresende – Lasten sollen auf Bund abgewälzt werden

Globale Finanzkrise
trifft Osteuropa-Bank

Förderinstitut macht erstmals seit zehn Jahren Verlust

Sparkassengesetz
einen Schritt weiter

Weberbank nimmt
WestLB Luxemburg

Quelle: Reuters
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men ist er als „Ohr am Kunden” aber ver-
mutlich von unschätzbarem Wert. So las-
sen sich Fehler, die Kundenzufriedenheit 
kosten, beseitigen und Entscheidungen 
(vergleichsweise preisgünstig) im voraus 
auf ihre Akzeptanz testen.

Im Fall der Commerzbank kann dies dazu 
beitragen, die Schwundquote bei der Integ-
ration der Dresdner Bank zu begrenzen. 
Und als öffentlichkeitswirksame vertrau-
ensbildende Maßnahme taugt die Einrich-
tung des Kundenbeirats allemal. Entspre-
chend wurde darauf verzichtet, alle Kunden 
persönlich anzuschreiben. Stattdessen 
wurden die Pläne mit einer zweiwöchigen 
Anzeigenkampagne in Publikationen wie 
Spiegel, Focus und Bild sowie regionalen 
und überregionalen Tageszeitungen be-
worben.  sb

Geldautomaten

Die Cash Group 
geht aufs Land

Seit 1998 kooperieren Commerzbank, 
Dresdner Bank, Deutsche Bank, Postbank 
und Hypovereinsbank sowie deren Toch-
tergesellschaften bei der Bargeldversor-
gung. Mit insgesamt 7 000 Geldautomaten 
ist das Netz vergleichsweise dicht – doch 
bekanntlich eher im städtischen Raum, wo 
die beteiligten Institute stärker vertreten sind 
als in Kleinstädten oder im ländlichen 
Raum. Diesen Wettbewerbsnachteil gegen-
über den Geldautomatennetzen der beiden 
Verbünde will die Cash Group nun aufho-
len: Die „weißen Flecken” bei der gebüh-
renfreien Bargeldversorgung sollen künftig 
gemeinsam geschlossen werden. 

Dabei geht es nicht um Investitionen ein-
zelner Partner, wie sie bisher die Basis 
aller Geldautomatenverbünde sind, son-
dern – erstmals in Deutschland – um den 
bankübergreifenden Aufbau einer gemein-
samen Infrastruktur. Dass die Anzahl der 
Partner und damit der Einigungsbedarf 
sich durch die Übernahmen von Postbank 
und Dresdner Bank reduziert, mag dies 

Sparkassen Saar 30. September  
2007

30. September  
2008

Verbindlichkeiten gegenüber Kunden 10 827,7 10 853,5

darunter: Spareinlagen 5 016,7 4 866,1

darunter: Sichteinlagen 2 869,1 2 787,1

darunter: Termineinlagen 1 144,1 1 421,3

darunter: Eigenemissionen 1 797,7 1 779,0

Forderungen an Nichtbanken 9 348,4 9 523,3

Bilanzsumme 15 522,5 15 640,0
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durchaus befördert haben. Ein bemerkens-
wertes Novum bleibt es allemal. 

Organisiert wird das „Geldautomaten-Sha-
ring”  durch Siemens IT Solutions und  
Services sowie die VÖB-ZVD Bank für  
Zahlungsverkehrsdienstleistungen GmbH. 
Dabei ermittelt der Siemens-Geschäftsbe-
reich geeignete Standorte zum Beispiel in 
Einkaufszentren oder an Tankstellen und 
mietet die Stellflächen im Auftrag der Cash 
Group an. Er stellt die Infrastruktur ein-
schließlich der Geldautomaten und sorgt 
für einen einwandfreien technischen Betrieb. 
Den bankfachlichen Betrieb einschließlich 
Routing der Transaktionen und Zahlungs-
verkehr übernimmt die VÖB-ZVD Bank für 
Zahlungsverkehrsdienstleis tungen.

Ein erstes Pilotprojekt ist Ende Oktober in 
der Vorderpfalz gestartet. Mit zunächst zehn 
Automaten soll ein Jahr lang die Akzeptanz 
der Lösung getestet werden. Ziel ist es aus 
Sicht der beteiligten Banken vor allem, die 
Kundenzufriedenheit zu steigern. 

Den Töchtern DAB Bank oder Norisbank 
mag ein erweiterter GAA-Service darüber 
hinaus die Gewinnung direktbankaffiner 
Kunden ein wenig erleichtern. Die Com-
direct ist darauf weniger angewiesen: 
Schließlich wirbt sie mit dem überall kos-
tenfreien Bargeldbezug per Visa-Karte. 
Angesichts des aktuellen Streits um selek-
tive Geldautomatensperren seitens einiger 
Verbundinstitute ist ein Ausbau des Cash-
Group-Netzes jedoch auch für Comdirect-
Kunden von Interesse, da es die (gebüh-
renfreie) Versorgungssicherheit steigert. 

Eine GAA-Dichte wie die Verbünde wird der 
Großbanken-Verbund auch mit der neuen 
Strategie sicher nicht erreichen können. 
Das ist unter Wettbewerbsaspekten aber 
vermutlich auch gar nicht notwendig. 
Wichtiger als die schiere Zahl der Auto-
maten ist wohl die geschickte Auswahl der 
(bankfernen) Standorte. Dies vorausge-
setzt, kann die Erweiterung des Geldauto-
matennetzes möglicherweise sogar auch 
zu einem interessanten Business Case 
werden.  sb
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Werbung

Attac zur Banken krise: 
Pure Bankenschelte

Auf den ersten Blick sieht es aus wie  
eine ganz gewöhnliche Bankwerbung mit 
Schwerpunkt Beratung: Eine zufrieden lä-
chelnde Kundin und ein seriös gekleideter 

Berater sitzen einander im Beratungsge-
spräch gegenüber. Dazu ertönt eine Stim-
me aus dem Off. „Ihr Vertrauen ist unser 
größtes Kapital”, beginnt der Text nicht 
überraschend. Doch schon der nächste 
Satz lässt den Zuschauer aufhorchen – 
auch wenn der Text im gleichen, ruhigen, 
Vertrauen erweckenden Tonfall gesprochen 

wird wie zuvor: „Dadurch finden wir seit 
Jahrzehnten Wege und Möglichkeiten, Ih-
nen das abzunehmen, was uns am Herzen 
liegt: Ihr Geld. Wir haben Sie belogen, be-
trogen und Ihnen Ihre letzten Kröten mit 
falschen Versprechungen aus der Tasche 
gezogen. Das war wirklich prima. Leider 
haben wir uns in der letzten Zeit etwas ver-
zockt, weil wir bei dem globalen Roulette 
des Finanzwesens den Hals nicht voll ge-
nug gekriegt haben. Ihr Geld ist jetzt weg. 
Aber das sollte Sie nicht abhalten, uns mit 
Ihren Steuern aus der Patsche zu helfen. 
Damit wir Ihnen auch in Zukunft wieder 
kräftig in die Tasche greifen können.”

Immer wieder sieht man währenddessen 
Banker ohne Hosen durch den Raum lau-
fen. Die Kundin schaut befremdet, wendet 
sich aber immer wieder mit einem Lächeln 
ihrem Berater zu. Als man sich nach der 
Unterschrift erhebt, steht auch er zu Hemd, 
Krawatte und Sakko in Unterhosen da. Die 
abschließend eingeblendete Schlussbot-
schaft lautet: „Lassen Sie sich nicht für 
blöd verkaufen. Schließen Sie mit uns das 
Casino.”

Hinter dem vom Tatort-Regisseur Thomas 
Bohn entwickelten 52-Sekünder steht das 
Netzwerk Attac. Im Abendprogramm der 
großen Fernsehsender ist der Spot deshalb 
– wohl aus Budgetgründen – nicht zu  
sehen. Gezeigt wird er im Kino, und zwar 
im Vorfeld des neuen Bond-Films „Ein 
Quantum Trost” und des Dokumentarfilms 
„Let’s make Money”.

Beim Zuschauer dürfte die harsche Kritik 
am Kreditgewerbe durchaus einen gewis-
sen Zustimmungseffekt erzielen. Unter 
dem Strich bleibt der Zuschauer aber wohl 
doch eher ratlos zurück. Denn mit dem 
eingeblendeten Nachsatz will Attac das 
Pub likum zwar auffordern, sich weiter 
zum Thema zu informieren und etwa mit 
Unterschriften die Forderungen des Netz-
werks zu unterstützen. Ob der auf seinen 
Film wartende Kinobesucher im Nachgang 
solche Aktivität entfalten wird, ist aber 
doch wohl eher fraglich. Und eine Alterna-
tive zu den als Lügner und Betrüger dar-
gestellten Banken und Sparkassen bieten 
nicht einmal diese. Auch wenn sich so 
mancher Zuschauer also vielleicht in sei-
ner Bankenschelte bestätigt fühlen mag: 
Hilfreich ist das weitere Untergraben des 
ohnehin bereits erschütterten Vertrauens 
in der gegenwärtigen Situation sicher 
nicht.  sb


